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XIV,  PERSONALWESEN .

Die lange Dauer des Xrieges stellte an da ® Personal
die größten Anforderungen , Fast jeder jüngere einsatzfähige Bedien
stete mußte der Wehrmacht zur Verfügung gestellt werden , Um Kräfte
für die Front freizumachen , wurde der ältere dienstfähig ® Beamte
nicht - in den Ruhestand versetzt . Die Altersgrenze von 65 Jahren
wurde für die Dauer des Krieges aufgehoben . Aus Mangel an Arbeits¬
kräften wurden Beamte , die nach der sogenannten Berufsbeamtenver-
ordnung entlassen oder in den Ruhestand versetzt worden waren»
wiederverwendet . Wo es anging » wurden männliche Arbeitskräfte
durch weiblich « ersetzt . Durch verschiedene "Auekämmaktionen®
wurden immer wieder männliche Arbeitskräfte der Gemeindeverwal¬
tung entzogen » die an die Wehrmacht » den Hilfsdienst » die Heimat¬
flak abgegeben oder in Rüstungsbetriebe und schließlich zum

Stellungsbau abbeordert wurden . Ein Erlass , worin die Notwendig¬
keiten des totalen Kriegseinsatzes hervorgehoben wurden » jagte
den .andern , . Unter Berufung auf die totale Erfassung der Arbeits¬
kräfte für die Reichsverteidigung verfügte der Bürgermeister Im
Februar 1945 eine Aufnahmesperre für den gesamten Büro - und las¬
sendienst „

Um den Ausfall von manuellen Arbeitern wettzumachen»
wurden in steigendem Masse ausländische Arbeitskräfte verwendet.
Für diese Arbeiter » insbesondere für di © aus Polen und au ® den
besetzten Ostgebieten stammenden » galten besondere Arbeit ®- und
Entlohnungsvowf chriften «,

• Je länger der Krieg dauerte » desto stärker machte
sich der Einfluß der NSDAP auf die Verwaltung geltend . So wurden
immer wieder die Bediensteten zur Mitarbeit in den NS- Organi *a-
tionen aufgefordert . Bedienstete » deren passiv © Haltung zur NSDAP
bekannt war , wurden in ein ® von dar Gemeindeverwaltung errichtete
Schulungsstätte kommandiert , wo ihnen eine Weltanschaulich © und
fachliche Ausrichtung ® zuteil werden sollte.

Berichte , die von Parteidienststellen verlangt wur¬
den » mußten bevorzugt behandelt werden»

Nachdem die Juden aus dem Gemeindedienst entfernt

worden waren » wurde unter dem Druck der Partei auch die Zahlung
der Ruhe - und Versorgungsbezüge an die in die besetzten Ostgebiete
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abgeschoberten , ja selbst an di ® in KZ- Lagern im Inland befindliches
Juden eingestellt » Zur Begründung wurde § 10 , Abs 0(l ) der 11 0 Ver¬
ordnung zum Reichsbürgergesetz herangezogen , wonach Ruhe - und Ver¬
sorgungsbezüge von Juden , die ihren gewöhnlichen Wohnsiti im Aus¬
land haben , erloschen»

Um jede Erinnerung an die frühere Selbständigkeit
Österreichs auszumerzen , durfte auch die Bezeichnung "' Ostmark*
nicht mehr verwendet werden ^ die Reichsgaue , in die das Gebiet
Österreichs aufgeteilt worden war , waren einzeln anzuführen»

Die Luftangriffe im letzten Kriegsjahr erforderten
den Einsatz eines grossen 'Teiles des Personals ln Betreuungs¬
und Obdachlosensammelstellen , in den Exposituren des Gauquartier ■=
amtes und im Betriebsluftschutzdienst » Obwohl die Arbeitszeit

Inzwischen auf 57  Stunden hinaufgeschraubt worden war , mußt ® bei
diesen Einsätzen auch Uber diese Arbeitszeit hinaus noch gearbei¬
tet werden » Die Urlaube wurden im Laufe der Kriegsjahre mehrmals
gekürzt und im Sommer 19441 pchließlieh gänzlich gesperrt , Eine
Entschädigung ward © weder für die Mehrarbeit , noch für den Ur°
laubsausfall gewährt » In den letzten Monaten des Krieges kam die
normale Dlenettätigkeit immer mehr ins Stocken , auch die Arbeits¬
disziplin hatte sich unter dem Eindruck der ständigen Luftangrif¬
fe gelockert » In einem Runderlass vom 30 » April 1944 stellte der
Bürgermeister fest , daß die Einhaltung der Dienststunden zu wün¬
schen übrig lasse » Es wurde beobachtet , daß viele Dienstkräft#
nach Luftangriffen vorzeitig den Dienstplatz verliessen , weil
sie in der eigenen oder in der Wohnung von Angehörigen Schäden
befürchteten » Auch bestünde das Bestreben , trotz Störungen der
Verkehrseinrichtungen nicht verspätet nach Hause zu kommen » In
dem Erlaß wird darauf hingewiesen , daß "unzählige Dienstkräfte
in anderweitigem gemeindefremden Einsatz stehen , viele Gefolgt
Schaftsmitglieder den Arbeitsplatz nach Luftangriffen auf Grund
von Dienstbeorderungen zu den Betreuung ®- und Obdachlosensammel-
stellen verlassen müssen und daß somit der Dienstbetriefe an sol¬

chen Tagen zwangsläufig schon empfindlich gestört sei »” In dem
Erlaß heißt es schließlich , daß " außerordentlich © Zeiten auch
außerordentliche Opfer und Einsatzfreud ® erfordern» w Die bei der
Verwaltung noch verbliebenen Dienstkräfte hätten sich darüber im

Klaren zu sein , daß sie die Arbeit der im Feld ®, bei der Rüstung
oder in Einsätzen « teilenden Berufskameraden ohne Rücksichtnahme
auf die Mindestarbeitszeit unter Beanspruchung äL ler  Kraft « zu
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bewältigen  hätten»
In den letzten Tagen des Kriege » wurden die noch rer«

fügb &rem männlichen Bedienstetem zum " Volks sturm * elnbertifen ® In
de » Wirrnissen dieser letzten Tags kam schließlich dl » ¥ (■-■rng .lt -r-

gänzlich zum Erliegen»

lo Organisation®

Mit Io4ol940 wurde di © Zahlung der Dienst - und Verehr-

gungsbezüg © der Lehrpersonen an den Volks - und Hauptschulen vm
Reich  übernommeno

Mit Verfügung vom 19 « März 1941 wurde der SaßhtltsX cw*

PersonÄ . amtes in " Hauptpersonalamt " .umgewamdelt * Das Bttrsinapaki <•«
rat , da ® bisher dem Hauptverwaltung » und Organisation * amt alz Ab¬

teilung 6 eingegliedert war , wurde mit Verfügung vom 3 « Mai 1940

dem Personalamt angeschlosssm ® Mit Verfügung wo » 2 » Juli 1940 wur-

d # . unter dem Sachtitel " Dianststrafangelegenheiten " eine mue  Ab®

teilung errichtets Dieser Abteilung wurden außer den Dienststraf®

angelegenheiten folgende Geschäft ® zugewiesen«

Verfahren nach der Berufsbeamtenverordnung , Schade » ®:/-
satz und Erstattung nach dem deutschen Beamtengesetz , Gnadeaanr,v -=
chen , Ruhestandsversetzungen mit förmlichen Verfahren . Auszeich¬
nungen®

Bei der Einstellung von neuem Personal , war das Pari ®-

nalamt von dem Bestreben geleitet , hauptsächlich kündbar « Tarif»
ordnungs - Vertragsangestellte zu verpflichten ® Dies führt * su ®i ;. t

verhältnismäßigen Abnahme der pragmatisierten Beamten und zu eirar

Erhöhung des Standes der Tarifordnung * » und Vertragsang * steilten,
wie die folgende Übersicht Uber die Beschäftigten der Hoheitsvsr-
waltung erkennen läßt®

Ständig ® Beschäftigt « 1940

Be amt ®( Steichsb ®s ol dungs -
Ordnung ) 12 ®937.

Angestellte ( TOA und Ver»
tragsangesteilte ) 8 ®485

Arbeiter ( TOB und Kol¬
lektiverer tragsangt»
stellt ®) 6 ®790

Nicht ständig Be¬
schäftigte 6 ®590

Staad am JO . Septembäu
,23411 •.1J9421 11943“

12 o.63 $ 11 . 792 11 *655 11 *815

8 ®944 9 . 403 9 . 47 -< 9 ®711

7 . 43 ? 7 . 540 7 *428 10,092

8 ®687 9 . 089 10o 441 7 . 182
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Di ® Gemeind * ' Ilern hatte erstmalig für da * Rechnungsjahr
1940 einen Stellenplan all Grundlag ® für den Haushaltsplan aufzu»
steilem » Mit Rücksicht auf verschiedene Schwierigkeiten , die sich
dieser Aufgabe entgegen ®teilten , ersuchte der Reich »kommtsaar für
die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich dem Reichs¬

minister des Innern , die Gemeindeverwaltung bei der erstmaligen Auf»
Stellung des Stellenplanes durch Beamte , die auf diesem Gebiete be¬
sonder ® sachkundig waren , zu beratene Der Reichsminister des Innern
hat daraufhin ©ine Kommission , bestehend aus dem Leiter und 5 Be¬
sten des Gemeindeprüfungsamtes Berlin und 3 Beamten ., des Gemeinde¬
prüfungsamtes Düsseldorf , beauftragt , einen Vorschlag für den
Stellenplan auszuarbeiten 0 Zu diesem Zweck hat diese Kommission
die Personalstände der Verwaltung und die Zweckmäßigkeit ihrer
Organisation untersucht und einen Stellenplanvorschlag ausgearbei¬
tet , der dem Reichsminister des Innern im September 1940 vorgelegt
wurde ? Dieser erließ auf Grund des von der Kommission erstatteten
Vorschlages Weisungen über die Aufstellung des endgültigen Stellen¬
planes , die gegenüber dem Kommissionsvorschlag gewisse Einschrän¬
kungen enthielten ? Zu diesen Weisungen nahm die Gemeinde Wien im
Februar 1941 in ausführlicher Welse Stellung»

Der von den zuständig «» Ministern genehmigte Stellenplan
für 1940 , der auch für 1941 bestimmt .war , wurde mit Rundschreiben
vom 8 » Oktober 1941 den Dienststellen Übermittelt » Mit Rundschrei¬
ben vom 28 » Jänner 1942 wurden allgemeine Richtlinien zur Durch -
führung des Stellenplanes erlassen » Es wurden hiebei aich die Zu¬
ständigkeiten der Dienststellen , Dienstaufsichtsstellen und des

Personalamtes für die Verwendung » Versetzung , Zuteilung und Ab¬
ordnung des Personales geregelt»

3 » Dienst = und Besoldungsrecht  »
a ) Dienst - und Tarifordnung»

Nach dem Gesetz zur Ordnung der Arbeit in den öffentlich«
Verwaltungen und Betrieben , das mit Verordnung vom 23 » März 1940
ln Österreich eingeführt worden war , wurden für eine Reihe von

Dienststellen besondere Dienstordnungen erlaseen , die der Eigen¬
art der Arbeitsbedingungen in diesen Dienststelle ® Rechnung tru¬
gen » So wufde es vor allem ermöglicht , Gefahrenzulagen , Entfernungs-
Zulagen , Nachtzulagen , Prämien und Akkordsätze , die in früher *»
Arbeitsverträgen verankert waren , weiterhin auszuzahlen » Auch eine
Reih # sonstiger Besserstellungen wurde in diesen besonderen Dienst«
Ordnungen festgelegt?

i
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für di ® Bediensteten der städtischem Sir &g®abafe®©a wurd®

mach Einführung der relchseinheitlichi geltende » StraÄeabah » - Sa*
rifordnung gleichfalls ein ® behender © Dienstordnung erlasse » * Am
Stelle der alten drei Arbeitsverträgt trat die neu ® Lohnordxmag«
Sie teilt ® die Dienstnehmer nach ihrer Verwendung in 11 löhmgrup»
pta ei » , Anstatt der 15 GehäLtsklassen , in die der Dienstnehmer
i ® Laufe von 30 - Dienstjahren aufstieg , enthielt die neu ® Lohn»
Ordnung in jeder Lohngruppe 5 Lohnstufen 0 Der Höchstlohn ward®
nunmehr je nach der Lohngruppe in 6 oder 10 fahren erreicht , Die
neuen Löhne wurden so erstellt , daß der Anfangeloha hSh @r war als
vorher , der Endlohn dagegen wesentlich unter dem Ausmaß de ® frühe¬
ren zurückblieb , Zur Vermeidung von Härten war vorgesehen , da®
Personen , die nach der Überleitung einen geringeren Loh® als bin*
her erhalten hätten , den Unterschiedbetrag als Ausgleichsiugahli-
ge erhielten , Personen , die bereit ® 30 Jahrs dienten , konntest wenn
ts für sie günstiger war , nach dem Lohnschema vorrücken , in dal
sie vor der Einführung dar besonderen Dienstordnung eingefeiht
gewesen war «g.0

. Mit 15o August 1941 wurde die besondere Dienstordnung f to
die Vsrtragsarbeiter der Stadt Wien in einigen Punkten abgeändert.
Das Dienstverhältnis könnt ® demnach während der ersten 4 Wochen

ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist von jedem Vertragspartner
am Schluß der Dienstachicht gelöst werde ®, ffeoh Ablaaf v @® 4 W®=
chen betrug die Kündigungsfrist für beide feil ® 1 Woohe , Vertrags-
arbeitern , di ® der Krankenfürsorgeanstalt angehörtem , wurde in
Wahrung eines früheren bestandenen Hechts di ® Weiterzahlung
Lohnee im Krankheitsfall ® auf 52 Wochen ausgedehnt , jedoch an?
bis zu 90 $ des Lohnes,

Di ® endgültige Überleitung in di ® Tarifordnung wurde fü?
dass Personal der Kranken - ,Heil - und Pflegeanstalten vorgenomaeia
(KrTo) Diese Tarifordnung sah für das eigentliche Krankenpflege-
personal eine 'besonder © Vergütungsordnung vor , die abweichend vom

den Grundsätzen der für die Angestellten der übrigen Verwaltung-
geltenden Tarifordnung A die Vergütung nicht nach dem Lebensalter,
sondern nach der Zahl der Berufsjahre festsetzte , Dis Ärzte und
die nicht pflegerisch tätigen Angestellten wurden  in die TO &
eingereiht.

Obwohl die KrT bereits am 2,XII,1939 erlassen worden war*
verzögert « sich die Überleitung , weil erst verschiedene Frage»
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insbesondere die Berechnung der Überleitungsdienstzeit , geklärt
werden mußten«

Mit einem Rundschreiben vom 27»  April 1943 wurden ver¬
schiedene Änderungen der Tarifordnung A bekanntgegeben Hervor¬
gehoben sei die Bestimmung -, daß eine Erkrankung den Erholungs¬
urlaub nicht unterbrach » Jedoch war Nachurlaub zu gewähren , wenn
durch die Erkrankung die Erholung vereitelt wurde . Eine gleich¬
artige Bestimmung war schon früher in die Tarifordnung ' B für Ver¬
tragsarbeiter aufgenommen worden

Auch die Tarifordnung B für die Arbeiter wurde in ein»
seinen Punkten geändert . So wurden z„ B. die Löhne für angelernte
und Facharbeiter erhöht . Mit Wirksamkeit vom 1 » Juli 1941 wurde
ein Nachtarbeitszuschlag von 10 Rpf pro Stunde für die in der
Zelt von 22 - 6 Uhr verrichtete Arbeit , insgesamt Jedoch höchstens
60 Rpf für eine Nachtschicht singeführt Für die Dauer des Krieges
wurden diese Sätze verdoppelt.

Durch Runderlaß des Innenministers vom 4 . März 1943
wurden die Bestimmungen über die Ahndung von Pflichtverletzungen
von Vertragsbediensteten neu festgesetzt , Als Ordnungstrafen wur¬
den der Verweis und Geldbussen vorgesehen . Überdies wurde die An¬
ordnung des Reichstreuhänders für den öffentlichen Dienst zur

Überwachung der Arbeitsbedingungen und Verhinderung des Arbeite»
Vertragsbruches in Öffentlichen Verwaltungen , die mit Erlaß vom
27 , November 1942 in einigen Punkten geändert worden war , bekannt¬
gegeben . Als Strafen sah diese Anordnung Gefängnis und Geldstrafen
vor.

Mit Rundschreiben vom 5 « Mai 1943 wurde das Dienaiver-

hältnie der Aushilfsarbeiter neu geregelt . Nach einer Anordnung
des Reichstreuhänders für den öffentlichen Dienst konnte so wie

bei den Vertragsangestellten nun auctPden Arbeitern von der Mög¬
lichkeit Gebrauch gemacht werde ® , Aushilfsarbeiter auf Kriegs«
dauer aufzunehmen « Der Erlaß regelte außerdem ausführlich den
Vorgang bei Neuaufnahmen und setzte die zur Aufnahme von nicht¬
ständigen Arbeitern berechtigten Dienststellen fest « Schließlich
wurden Dienstverträge für die verschiedenen Arten von nichtstän¬
digen Arbeitern (Saisonarbeiter , Kriegsaushilfsarbeiter .) fest¬
gesetzt»

Mit Rundschreiben vom 10 « Juli 1943 vn rden verschiedene
bis dahin offen gebliebene dienst “ und besoldungsrechtliche Fra¬
gen der Abteilungsärzte in den Wiener Krankenanstalten geregelt
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Ben sogenanntem Pfliohtassiste &tsn , &®s <> Abtellungaärste in
1 « BlusetJähst , wurden di ® voll «» Btsiige eines Asfietbnsarstes,
d . s . die der Abtellungsärzte nach einjährig #:? Dienstleistung , su®
erkannt . Pflicfatasiii §t #nt ®n und Assisten *särat © »die  eingerüskt®
Oberärzte vertraten » erhielten auf die Dauer dieser Vertretung dl«
Bezüge eines Oberarztes ® Di ® übrigem Bestimmungen regelte » des
Familienunterhalt für eingerückte Abteilungsärzt ®.

b ) Gehälter und Löhne®

Mit Verordnung vom 18 . Mär» 1940 hat der Reichsminister dee
Innern la Einvernehmen mit dem Reichsministtr der Finansita di ® Vor-
sohriftea über di © Angltichmng des Besoldungsrechts d@r Stadt Wien
an das Reichsbesoldungsrecht erlassen ® Nunmehr trat an Stell ® .dey
Bio ® vorläufig ®» die endgültige Überleitung der Beamten * d®n@m
öberleitungsbescheide mit Angabe ihrer umä  Amtstitel
amagefolgt wurden ® Durch den Krieg wurden viel © Fragt » ®ufg @w@y =>
fern «, in wslsh ^ r Weise die Besoldung der Eingerücktem in erfolge®
habtc Darüber wird in ein ®m besonderen Kapitel berichtete sieh®
“Wehrdienst und Kriegseinsatf w).

Mit 1o Jänner 1941 wurden di ® Kürsangen der Bezüge der Beaa®
ten und Angestellten im allgemeinen mm 8 v ®H®  vermindert ® Z® den'
Whnm  d «r nach der TO B entlohnten Arbeiter der Stadt Wien ward®
eia widerrufHoher Lohnzusohlag gewährt » der für des ungelernt ®®
Arbeiter 2 Bpf je Stund ® betrag ® Damit erhöht ® nioh der Stimdemlokil
des ungelernten Arbeiters von 74 auf 76 Rpt ' und entsprechend der
darauf aufgsibsai ® Lohn der angelernten und der Facharbeiter ® Di®
Löhnt der nach der TO B tntlohnten Frauen wurden von 75 v 0E® auf
80 v ®R0 d @r Männerlihn ® erhöht ® Di ® bisher je nach der Kinderzahl
gestaffelten KinderZuschläge der Besäten und Angestellten miräü®
einheitlich mit 20 HM monatlich je Kind festgesetzt ® Auf das gleich®
Ausmaß wurde der Kindsrzusohlag der nach der TO 1 entlohnten Ar¬
beiter erhöht ® Di ® Gemeindeverwaltung wurde ferner ermächtigt » Ar¬
beitern * di ® weiterhin nach früheren Arbeitserträgen entlohnt
wurden und keine Kinderzuschläge erhielten , Eindersuaohläg * . aas-
zuzahlea ® Die Einschränkungen im Wohnung©geldbezug für verhelra-
tet # weiblich ® Bedienstete wurden aufgehoben®

Mit Rundschreiben vom 4 ® September 1945 wurden di ® vom, Finanz»
minister verfügten Änderungen der Ausführungsb ®Stimmungen »um  Be «»
eoldungegesets bekanntgegeben ® I © handelte sich hier hauptsächlich
um Änderungen beim Bezug von KinderZuschlägen für uneheliche , stisf-
und Pfl €fg®kiiid @r sowie um den Fortbeaug d«r Kinder Zuschläge » mm
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sich der Abschluß der Schal - oder Berufsausbildung verzögert ©«
Durch einen Erlaß des Finansministers wurden mit Wirksamkeit

vom lc August 1941 die Unterhaitiszuschüsse und Vergütungen für Be¬
amte im Vorbereitungsdienst neu geregelt«

Die Unterhaltszuschüsse betrugen nunmehrs

für den höheren Dienst

für den gehobenen Dienst,
nicht technische Dienstzweige

technische DIenstsweig©
für den mittleren Dienst

für den einfachen Dienst

ledig
HM

200 «-

140,

150 ,
130 ,
110 «

verheiratet
RM

260 o —

200 o
200«

170«

125 <?

Die Vergütungen für Beschäftigungsaufträge betrugen«
Für die Wahrnehmung von Dienstgeschäften eines Beamten der

Laufbahngruppe

des höheren Dienstes

des gehobenen Dienstes
des mittleren Dienstes

ledig
RM

260 e“
170 «*
1,30 o«

verheiratet
RM

320 «-
220 «=
170o-

c ) Urlaub«

Die erhöhte Arbeitsanspannung der Beamten und Angestellten
im Kriege erlaubte es häufig nicht , die Urlaube in der hiefür fest¬

gesetzten Zeit anzuberaumen « Es erwies sich daher als notwendig*
die Fristen * bis zu denen Urlaub © aufgebraucht sein mußten * eini¬

gemal, ® su erstrecken «' In der Seit vom 1 « Mai bis 30 « September
1941 durften Erholungsurlaube höchstens bis zur Dauer von 3 Wochen

gewährt werden » Diese Höchstdauer galt auch für Reeturlaüb ® aus

dem Jahre 1940 « Nach einer Anordnung des Innenministers wurde auch

für das Jahr 1942 der Urlaub auf höchstens 21 Tag ® eingeschränkt»
Mur über 54 Jahr alten Bediensteten konnte Urlaub bis %vm  Höchst-

ausaaB von 31 Tagen gewährt werden * wenn dies zur Erhaltung der
Arbeitskraft dringend erforderlich war»

Um den Erholungsurlaub außerhalb Wiens verbringen zu können»
mußte eine eigene Bescheinigung beigebracht werden « Ohne eine

solche Bescheinigung war auf Grund einer Anordnung des Staatsse¬
kretärs für Fremdenverkehr der Aufenthalt in Sommerfrischen nicht
gestattet«

Für das Jahr 1943 wurde der Erholungsurlaub weiter einge»
schränkt « Oberster Grundsatz war » daß Erholungsurlaub nur dann ge¬

währt werden durfte » wenn nach Ansicht des Dienstvorgesetzten Ur¬
laubsbedürftigkeit vorlag und die Geschäftslage der kriegswichtig



gen Arbeit «» den Urlaub ssuließc Unter &i&mw  Vorsmaaetisung betrug
der  Urlaub höchsten « 14 Werktage , vom vollendeten 49 . LebewajahFe
an höchsten « 20 Werktag # ,

Mit Rundschreiben vom 31 . Märs 1942 wurden Richtlinien für
die Beurlaubung werktätiger Kriegerfrauen erlassen .- Darnach wurde®
solche Frauen * ®exm ihr Ehemann Wehrmaehtsurlaub hatte » von der Be¬

rufsarbeit bis su Iß Arbeitstagen im Urlaubsjahr freigestellt » Auf
diese Seit war der normal massige Urlaub ansureebnen.

Der verschärfte Luftkrieg führte im steigenden Masse «u
Umquart1erangen von Frauen und Kindern » Ein Erlaß des Innenmini¬
sters vom 30 , Oktober 1943 sah die Gewährung von Reisebeihilfen *u
Familiemfeesuchsfahrten bei Umquartierungen infolge von Luftgefähr
düng oder Fl leger Schäden vor . .Die für solche Besuchsfahrten xu ge¬
währende Freizeit wurde mit den Erlassen des Reichstreuhänder « für
den öffentlichen Dienet vom 11 » Februar 1944 und des Inneminister®

vom 20 . März 1944 geregelt . Am 26 August 1944 wurde dies Regelung
auch für das Personal der Stadt Wien verlautbart ’,

Freizeit zum Besuch umquartierter Familienangehöriger wurde
•Ledigen einmal , Verheirateten zweimal im Jahr , erstmalig 6 Monat«
nach Beginn der Trennung gewährt , Di # Freizeit wurde für jedem Be¬
such je nach der Entfernung des 4ierungsortes mit 3 5 Kalen
dertagen , wenn nur Kinder uaqaattiert waren , mit 2 - 3 Kalendertagen
festgesetzt.

Mit Rundschreiben vom Mai 1944 wurden die Richtlinie »,
für den Erholungsurlaub 1944 bekanntgegeben , Sie deckten sich im
wesentlichen mit den für das Jahr 1943 aufgestellten Richtlinie«
Zur Erholung und Wiederherstellung der Arbeite * und Leistungsfähig
keit besonders belasteter Bediensteter konnte Erholungsurlaub bi»
au höchstens 21 , vom vollendeten 49 » Lebensjahr an. bis au höchstens
2S Werktagen gewährt werden»

Nachdem bereits mit einem Rundschreiben , vom 29 « Juni 1944

die Dienetetellealeiter aufgefordert worden waren , Erholungsurlaub#
im Rahmen der allgemeinen Einschränkungen nur soweit su gewähren,
daß di « "restlose , uneingeschränkt « Aufgafeeaerfüllung nach den je¬
weiligen Erfordernissen der Lage gewährleistet sei ®, wurde mit
Rundschreiben vom 30 . August 1944 der Xrholung >urlaub "bi8 auf wei¬
teren " *ur Gänze gesperrt » Alle Bediensteten , die sich im Zeit¬
punkt « der Urlaubssperr « auf Urlaub befanden und deren Urlaub län
gar a . s eine Woche dauerte, , hatten den Urlaub sofort absubrechen.
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Ausgenommen von der ürlaubesporrt waren Männer , die das 65 » Lebens¬
jahr und Frauen , die das 50 ® Lebensjahr bis zum 31 ® Dezember 1944
vollendet hatten , sowie Ehefrauen von Wehrm&chtsurlaabern.

Der Urlaubssperre unterlagen Urlaube in Einzelfällen
niöht , wenn die Urlaubsgewährung zur Wiederherstellung der Gesund¬
heit des Bediensteten oder zur Vermeidung gesundheitlicher Schädi¬
gungen , insbesondere bei Schwerbeschädigten , Frauen und Jugendli¬
chem dringend nötig war » Solche Urlaube konnten jedoch nur auf Grund
eine ® amtsärztlichen Gutachtens gewährt werden ® Ein solches Gut¬
achtern war auch erforderlich , wenn die Krankenfürsorgeanstalt sin«
Beamten einen Kur - oder Landaufenthalt bewilligt hatte » Di ® Ar¬
beitsunfähigkeit von krankenversicherungspfliehtigsn Vertragebe¬
dienst et es beurteilte der Kassenarzt oder der überprüfende Ver¬
trauensarzt der Krankenkasse.

Mit einem Rundschreiben vom 10 » August 1944 wurde die
Freistellung vom Dienst für luftkriegsbetroffen ® Bedienstete ge¬
regelt * Darnach konnten Fliegergeschädigte auf die für dis not¬
wendig «» Arbeiten und unumgänglichen Besorgungen erforderliche
Zeit , höchsten ® bis zu 14 Arbeitstagen , yo£  Dienste freigestellt
werden«

d ) Pensionen®
Die Ruhe - und Versorgungsbezüge , die noch nach der

früheren "DienstOrdnung " zuerkannt worden waren , wurden mit Er¬
laß des Innenministers vom 20 ® November 1941 neu geregelt ® Mit
dieser Regelung wurden die Ruh®- und Versorgungsbezüge an die
der Reichsbeamten angeglichen , die sich durch die Aufhebung der
sogenannten Brüningkürzung erhöht hatten » Die Pensionsparteien
aus dem Kreise der Beamten mit Hochschulbildung erfuhren eine be¬
sondere Erhöhung , weil die Reichsbesoldungsordnung für Akademiker
im Vergleich zu den Übrigen Beamtenkategorien weit höhere Bezüge
vor «ah*

Anläßlich dieser Angleichung wurden auch lindestruhe»
und Versorgungsbezüge festgesetzt , die im Jahre 1942 weiter erhöht
und wie folgt festgesetzt wurden.

Mindestruhebezug 100 RM
Mindestverscrgungabelug

für die Witwe 60 “
für jede Vollwaise 20 **
für jede Halbwaise 12 *

Von diesen Maßnahmen waren Juden zur Gäns @, ihre Hintes
bliebenen teilweise ausgenommen®



Hach der 2 e Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des

Beamtenrecfats erhielt ein Beamterder  über das 65 » Lebensjahr

hinaus im Dienst verblieb ? eine Zulage ? wenn er den Bndgehait

seiner Besoldungsgruppe mindestens 2 Jahre lang bezögen hatte»

Diese Zulage betrug im 1 « und 2 » Jahr der Tätigkeit 5J* im 3 » und

4 » Jahr 3. 0$ und dann 15 £» der für die Ruhegenuflbemessung anrechen¬

baren Dienstberöge . Die Zulage war nicht pensionsanrechenbar»
Für PensionißteMs deren Ruhegenuss nach früheren öster¬

reichischen Vorschriften berechnet war ? - das war die überwie¬
gende Mehrzahl der wiederverwendeten Pensionisten - erhöhte sich

bei einer Wiederverwendung die Kürsungsgrense für die Stillegung
der Ruhebsüge um 10 # ? bei Wiederverwendung Uber daß 65 « Lebens¬
jahr hinaus um 15^

Wurde ein Uber das 65 » Lebensjahr hinaus im Dienst verblie¬

bener Beamter oder ein wieder in den Dienst gestellter Ruhestands
beamter pensioniert , so erhöhte sich der Höchsthundertsats des

Ruhegenusses für jedes nach Vollendung des 65 « Lebensjahres zu-
ruckgelegte Dienstjahr um höchsten .® aber um 5^ der für die Pen
3ion anrechenbaren Bezüge»

Wenn der Bezug des wledereingecteilten Pensionisten eine
bestimmte Höchstgrenze überschritt ? dann konnten die Ruhe - und

Vertorgungsgenüsse zum Teil oder sur Gänze eingestellt werden»

Diese Bestimmung war bei Witwen undWaisen nur dann anauwenden,
wenn für sie ein Beamt « »Verhältnis begründet wurden « Durch diese

Bestimmung war ab 1 » September 1941 die Verwendung von Frauen und

Jugendlichen im öffentlichen Dienst während des Krieges erleich¬
tert worden«

Infolge der 2 « Änderung des Deutschen Beamtengesetzes vom

20 » Dezember 1940 ? wurde für die Witwen der an den Folgen einer

Wehrdienstbeschädigung verstorbenen Beamten die Abfindung des

Witwengeldes vorgesehen , wenn sich die Witwe vor Vollendung des
45 » Lebensjahres mit einem deutschen Staatsangehörigen wieder
verehelichte « Diese Abfindung betrug das fünffache des Witwen¬

geldes , wenn die Witwe im Zeitpunkt der Wiederverbhelichung dag
35 « Lebensjahr noch nicht vollendet hatte ? sonst das dreifache«

Wurde durch die Wiederverehelichung ein neuer Versorgungsan¬

spruch erworben ? wo wurde auf diese Witwenbezüge die Abfindung
angerechnet « Das Ausmaß der Anrechnung wurde durch die 4 » Ver¬

ordnung zur Durchführung des Deutschen Beamtengesetses geregelt»
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Sin gemeinsamer Erlaß des Finanz -*,, Innen - und Arbeitsmini¬

stars stellte unter anderem fest , daß für die im öffentlichen

Dienst wiederbeschäftigten Ruhegehaltsempfänger die Vorausset¬

zungen für die Versicherungsfreiheit in der Krankenversicherung
gegeben seien . Damit war die Wiederbeschäftigung von  Ruhestands-

beamten erleichtert . Diese hatten wohl auch schon bisher die Mög¬
lichkeit gehabt » unter gewissen Voraussetzungen von der Kranken¬
versicherung auf Ahtrag befreit zu werden . Nunmehr bedurfte es

eines solchen Ansuchens nicht mehr » sondern die Befreiung trat
automatisch ein.

Mit Erlaß vom 10 . September 1942 erklärte sich der Innen¬

minister damit einverstanden , daß die für die ehemaligen Bundes¬
beamten geltenden Pensionsbegünstigungen für Teilnehmer am L
Weltkrieg auch auf die Gemeindebeamten anzuwenden seien.

Mit Verfügung vom 15 . 8 » 1940 » wurden die Satzungen der
Pensionskasse für die Bediensteten und Arbeiter der Stadt Wien

und ihrer Unternehmungen geändert . Neben einer Reihe von Klar¬

stellungen , die auf Grund früherer Satzungsänderungen notwendig
geworden waren , brachte diese Satzungsänderung vor allem die

Is ^bruQg der Mitgliedschaft bei Übernahme in das Angestellten -
Verhältnis.

e ) Zusatzversorgung.
Mit der Beitragseinhebung für die geplante zusätzlich © ße-

f clgschaftsvereorgung wurde am 1 . August 1940 begonnen . Beabsich¬
tigt war die Errichtung einer eigenen Kasse nach dem Muster der
Zusatzversorgungsanstalt des Reichs und der Länder . In diese

Sasse sollten alle ständigen vollbeschäftigten Vertragabedien-
steten ( Angestellte undA .rbe .iter ) aufgenommen werden . Von den

Beiträgen hatten die Arbeiter ein Drittel , die Gemeindeverwal¬

tung zwei Drittel zu leisten . Für die Angestellten ergab sich
eine ungünstigere Beitragaaufteilung,und zwar deshalb , weil di®
Belastung der Verwaltung mit Beiträgen ( einschließlich der Bei¬

träge für die gesetzliche Pflichtversicherung ) , nicht höher sei n

durfte » als für Versicherte in Deutschland . Da die Angestellten

in Österreich höher pflichtversichert waren als in Deutschland»
entstand eine höhere Beitragsbelastung des Dienstgebers » die

auf dem Di ©sagst nehme r überwälstet werden mußte . Diese Mehrbelastung
wurde von den Angestellten als cehf drückend , empfunden , umsomehr

als Ihr keine erhöhten Leistungen der Zusatzversorgungskasse ge-
genübsrstan &en » Es wurde daher von der Einbeziehung der Angestell,

te » in di © ÄUSfttBversorgungskasse abgesehen und der für si ® gün-
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&& tgerenr ■RI ;; aimr Übörvesrräitoteeiinggbiääiiei
aast alt für Angestellte dar Voreug gegeben»

:’Rb iehsverarä fcbferce

Da in der Folg « di « »uaitaxiof ® defolgschaft #versorguiftg
in anderer Weise geregelt ward ®,wird von einer Darstellung der
Versieh erungs le is tuagen abg© seh 021»

Ganz plbtglich verfügt ® der Reichsatatthalter * daß di«
bisherig © Zusataverslcheruagskasse in ein © beitragsfreit Zusrnte»

versorgungeeinrichtung umzuwandels sei . Diese Versorgumg &eia-
srichtung sollte die gesetzliche Rente allgemein auf das ung6«
fahre Ausmaß des Ruht - oder Versorgungsbesuges eines Beastea

mit gleic &er Dienstzeit oder seiner Hinterbliebenen erg &naea.
Dieser Entschluß des Reicfcusatattlmlier wurde bei öin &jsi

2u diesem Zweck Ips großen Konzerthausei & i © abgehalteaea Betriebs »

appsl verkündet , ab  war allerdings schwierig , die ®© Verfügung ' im
die fat umsetsea . Die Berliner Zentralstelle * wollten diaser außer'

ordentlichen Begünstigung nicht zusfcImmen , Hur um den Seichsstatt»

halt er als eia © der Spitzen des HS“Regimes nicht esu desavouiert * ;

kam es nach langen Verhandlungen schließlich &u einer Zustimmung
Berlins , die aber sh ®»1 als Duldung gu bezeichn ®̂ wag . B&y

mlnistar wie « ln einem Erlaß vom  5 * März 1942 darauf hin , daß §&
" im Hinblick auf di ® gegenwärtig « besondere sich alt Wi&«
sxtMg  vom 1.Jänner 194£ bis auf weiteres damit «iavsrsta &dsa tr «**
klärt ; daß die Zusat «Versorgung nach der vom Ä* ich » etattfealt « r

vorgeaefalageae » Regelung durchgeftthrt @ird « , Sie ta ^ ^ itlgs Baw-
icheid -aaig der Frage würde aber arst nach Kriegsea &ö getroffen
werden * üss auch aus dies « zeitweise Duldung su erreiche * ; wurd#

hingst überholt ®; au # der Zeit vor dem ernten Weltkrieg
stammende und praktisch ,,aum gehandhact « Reasioasvoaf?
sohrift als noch besteh hingestellt ; nach der bestimmten

Gruppen von ständigen Vertragsbediensteten , di ® spätem alle
entweder pragmatleiert oder in di ® Penäie ^&kasse für di ® B# -

dienst * ! « * und Arbeiter der Stadt Wie * und ihrer Unternehmung »*
»labe sogen wurde » , Altere « | lnd Mint exblieb eneaversorguag «ug ®*-
sichert war.

Me wichtigste » Bestimmungen der "Alters - und Hinter *»
hliebsndenve .:)rgu »g für di ® aichtbeamteten Gefolgschaftsmit“
gli «der der jemeiadeverwaltuSi ?: des Reichsgaues Wie» ’0 wäre » di#
f olgende » ■

Der Zusatsvereorgung wurden alle Vertragsbedieastete*
teilhaftig , di ® der gesetzliche » Rentenversicherung unterlagen*
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oka © Rücksicht darauf , ob « s sich um eine Pflichtversicherung

oder uaa eine freiwillige Versicherung handelte . Die Bestimmung

wurde deshalb getroffen » weil es sich u » Zusatzleistungen zu den
gesetzlichen Renten handelte , die im allgemeinen nur dann zuer¬
kannt wurden , wenn der Anspruch auf eine Rente aus der ge setz-

i ■*

Hohen Versicherung gegeben war . Ausgenommen waren die Mitglie¬
der der bestehenden Pensionskassen f, ferner Bedienstete , die nicht

der allgemeinen Tarifordnung unterlagen , nichtvollbeschäftigte
oder nur vorübergehend beschäftigte Bedienstete , sowie Bedien¬
stete , die beim Eintritt in den städtischen Dienst das 55 . le¬
benswahr bereit © überschritten hattest *-

Im allgemeinen war die Gewährung der Alters - und Hinter¬

bliebenenversorgung an eine 10 jährige Gememdedienstaeit gebun¬
den . Den Anspruch auf Ruhegeld erwarb ein Bediensteter , wenn er
entweder dauernd dienstunfähig geworden war oder das 65 . Lebens¬

jahr vollendet hatte . Dauernde Dienstunfähigkeit war gegeben,
wenn dem Bediensteten eine Rente aus der gesetzlichen Renten¬
versicherung zuerkannt war.

Das Ruhegeld , auf das die gesetzliche Rente anzurech-
nen war , betrug nach 10 jähriger Dienstzeit 35 v . H. der Bemes¬

sungsgrundlage , erhöhte sich für jedes weitere Dienstjahr bis
zun 25 . Diers tjahr um 2$ . von da an um 1 # bis höchstens 80 # der
Bemessungsgrundlage . Hach Vollendung des 65 . Lebensjahres be¬

trug das Ruhegeld höchstens 75 # der Bernessungsgxundiage . Als

Bernes *.: angsgrundlage waren 90 # der auf die regelmäßige Arbeits¬
zeit entfallenden Entlohnung , höchstens aber 600 BM  monatlich
festgesetzt.

Unter ähnlichen Voraussetzungen wie für die Hinter¬

bliebenen von Beamten wurden Hinterbliebenenrenten gewährt , auf
die gleichfalls die gesetzlichen Renten anzurechnen waren . Das

Witwengeld war mit 60 # des tatsächlichen oder rechnungsmässigen
Ruhegeldes des Verstorbenen , das Waisengeld für jedes Kind mit

einem Fünftel , für Vollwaisen mit einem Drittel des Witwengeldes
festgesetzt.

f ) Ausbildung der Beamten.

Der Reichsmini st er des Innern regelte mit dem Runder¬

laß vom 1 . 4 . 1940 einheitlich die Ausbildung und Prüfung der An¬
wärter des gehobenen und des mittleren Dienstei in den Gemeinlt-
verwaltungen . Zur Vermeidung von Schwierigkeiten , die sich für
die Gemeind » » der "Alpen - und Donaureichsgaues " bei der Durchfüh-
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ruMg dieses reichseinheitlichen Erlasses ergeben hätte » ; wurde
vom Reichsminister des Innern mit RuiiderlaS vom 27 . 6 . 1940 eine

Übergangsregelung getroffen . Di » in den Ausbildungsvorschriften

vorgesehene lehrmäßige Ausbildung erfolgte in einer gemeindeeige¬
nen Verwaltungsschule . Nach dem Ausbiidungsplans von ! . * . .940 hat¬

ten Anwärter für den gehobenen Dienst , die nicht Aas Reifezeugnis
einer höheren Schule besaßen ., eia .« zweijährige Lehrzeit «urück-
zulegen . Während dieser Lehrzeit führten sie die Dienstbezeicfc-

nung • Dienstanfänger " . Der Ausbildungsplaa für die Dienstaiifän-

ger sah zunächst eine fünfmonatige Verwendung beim Eingangspro¬
tokoll , in der Registratur und in der Kanzlei einer Bezirkshattpt-

mannschaft vor . Sine mehrmonatige Verwendung war auch im Fürsorge-
amt einer Bezirkshauptma -T...i schaft , im Kassen - und Rechnunswesen

und im Kauptperscu &lamt vorgesehen . Die übrigen im Ausbildungs¬
plan vorgeschriebenen Verwendungen dauerten ein und zwei Monate.

Die praktische Ausbildung der Stadtinspektorsanwärter
war in den ersten eineinhalb «Jahren für Anwärter , die eine zwei¬

jährige Lehrzeit als Di enstanf änger zurück ;elegt hatten , verschie¬
den voii der Ausbildung der Anwärter , die ein « solch ® Lehrzeit
nicht aufwiesen . Anwärter ohne

£ingangsprotoko1
h &uptm &niB chaft
raten einer Best
1 Monat kü r zer .
eineinhalb Jahre
waren 4 Monate

Be z irks haup tma :..:;
Bezirks haup tm.; ui
mannschaft und

zu verwenden In

in der Registratur und Kanfelei einer Bes :irka -
geschult . Ölt? '/ej 'vesndung in den Bevöljceärtastsrefe-

5»"d
rksaauptiiannädMiK ^"Üm Me slrks j ugendsößit war um je
Die übrige piaktiscite Ausbildung war in erste .’
n für #ile St &dtinspektorsanw &rter gleich . Sie
•- * low .rbsrefekat , 3 Monate im yUrsorgj ^ at einer
bona 11 , j  Monate iss. der Stadt # -euerk &sse einer
scaaftj . je 1 Monat im. Varktarnt iinj ^ 3e zirka haue t-
oi einer im neu eiagaaei 'mdeten Gebiet

dun folgenden eineinhalb Jahren v.urden die Stadt-

Inspektorsanwärter 5 Monate in Kranken - und Versorgungeanataite » .
7 Monate in der Stadtkämaerel , 3 Monate la Standesämtern und . 3
Monate im Hauptpereonalaat ausg « bildet.

Der Auebildungeplaa der Staitaeaistenteaan «»ärter sah fol¬

gende Verwendungen vor : 3 Monate beim linguagaprotokoll , in dar
Registratur und. Kanals ! einer Besirkshauptaannsehaft , 3 Monat»
in der Stadtsteuerkasse einer Bezirksaauptmannschaft , 3 Monate
im Fürsorgeamt einer Beairkshauptmannschaft , 1 Monat ,1a einer Ab¬

teilung , die für jeden einzelnen Anwärter vom Ausbildungsleiter
besonders bestimmt wurde.
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Mit Runderlaß des Innenminister » vom 16 . 4 »1942 wurden di©

Vorschriften über die Ausbildung und Prüfung der sogenannten Dienst»
anfänger in einigen Punkten geändert . So konnte ein Dienstanfän¬
ger vom vollendeten IV * Lebensjahr an zum Inspektoranwärter er¬
nannt werden , wenn er zur Übernahme in das Beamtenverhältnis ge¬
eignet war s Die zweijährige Lehrzeit wurde entsprechend verkürzt»

Die Ausbildungsbeihilfen wurden je nachdem , ob der Dienstan¬
fänger im Wohnort der Eltern ( des Erziehungsberechtigten ) oder aus¬
wärts wohnt ®, mit 50 oder 60 RM monatlich festgesetzt . Als Erho¬

lungsurlaub gebohrten den Dienstanfängern vor vollendetem 16 . Le¬
bensjahr 18 Arbeitstage ;, im 17 » Lebensjahr 15 Arbeitstage und im
18 , Lebensjahr 12 Arbeitstage»

$mch Vollendung des 18 . Lebensjahres gebührte der Erholungs¬
urlaub für außerplanmäßige Beamte « vermindert um 3 Tage » Wenn iie.
an Lehrgängen odar Fahrten der HJ tellnahmen , gebührt ® auch ttue .*
16 Jahre alten Dienstanfängern ein Urlaub von 18 Arbeitstagen»

4 ■ 1 e h r d e n ® t und Kr iegs  ei nsat . z *

Mit Stichtag 1 « September 1941 waren von den Dienststellen
Übersichten über den Personalstand au verfassen , aus denen di®
Zahl der männlichen und weiblichen Bediensteten und von den,

männlichen Bediensteten überdies hervorging » ob sie zur Wehr¬
macht einberufen ., zu anderen Verwaltungen abgeordnet oder durch
anderweitige Verwendung dem Gemeind ©dienst entzogen worden waren.
Für den verbleibenden Stand männlicher Bediensteter war di # Zahl

der Wehrpflichtigen und der Nichtwehrpflichtigen bekanntzugeben,
ferner di ® Zahl der Uk ■* Gestellten , unterteilt nach Geburtsjahr .»
gangen»

Diese Statistik bildete die Grundlage der Personal &bzie-
hungea für die Wehrmacht und die Rüstungswirtschaft.

Mit Rundschreiben vom 2 , Mars 1942 wurde angeordnet » dai
Brsatzstellungen für Bedienstete , die zur Wehrmacht einberufen

oder aus anderen Gründen ausgeschieden worden waren , grundsätz¬
lich nicht mehr durchgeführt werden soll ten , Nur für ausge &px j
eben « Kribgsdiensfsteilen konnte Ersatz angesproche ® werden , der
aber nicht durch fleuaufnahmen , sondern durch einer * Ausgleich in¬
nerhalb der Verwaltung zu stellen war . Dieser Ausgleich war durch
die Abt . B 5 als Perscnaiausgleichs -steil © zu vollziehen » Diese Vor-
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scbrift wurde auf die Arbeiter in den Betrieben und Unternehmungen

nicht angewendet «.
In den Kriegsfahren wurden die städtischen Bediensteten zur

Hilfsleistung im der Landwirtschaft aufgefordert . Um Mißbräuche
zu verhindern ., wurde späterhin bestimmt , daß Dienstbefreiung gegen

Fortzahlung der Dienstbezüge und ohne Anrechnung auf den Erholungs¬

urlaub nur dann gewährt werden sollte , wenn eine Bescheinigung des

zuständigen Ortsbauernführers Uber die geleistete Hilfe vorlag.
Ein Erlaß vom 3 ° Juli 1942 Regelte die Beurlaubung Jugend¬

licher , die auf Grund eines Erlasses des " Reichsjugendführers”

vor Erfüllung ihrer Wehrpflicht vom Alter von 16 J/2 Jahren äh

in J wöchigen Lehrgängen für Wehrertüchttguag ausgebildet wurden.

Zur Erleichterung des Arbeitseinsatzes bisher nicht berufs¬

tätiger Ehefrauen von Beamten wurde bereits im Jahre 1941 vom

Seichsarbeitsminister verfügt , daß diese von der gesetzlichen
Rentenversicherung frei bleiben ' sollten . Diese Begünstigung wurde

im Jahre 1943 auch auf Ehefrauen von Berufssoldaten ausgedehnt,

die während des Krieges eine an sich versicherungspflichtige Be¬

schäftigung übernommen hatten*
Mit Erlaß des Reichsminister der Finanzen vom 10 . Juli 1940

wurden Bestimmungen über die Unterhaltssuschüsse an eingerückte
Beamtenanwärter getroffen.

Bis dahin waren die Beamtenanwärter in der Fortzahlung
der Dienstbezüge den Beamten vollkommen gleichgestellt . Sie er¬
hielten also den vollen Unterhaltszuschuß - vermindert um den Aue-

gl eichsbetrag nach dem Einsatz - Wehrmachtsgebührnisgesetz -■ während

des Wehrdienstes weiterbezahlt . Nunmehr wurde die Weiterzahlung
des vollen Unterhaltszuschusses auf die verheirateten Beamtenan¬

wärter eingeschränkt 5 die ledigen erhielten den vollen Unterhalts¬

zuschuß ( abzüglich Ausgleichsbetrag ) nur dann weiterbezahlt , wenn
sie bei ihrem Eintritt in den Wehrdienst im Krieg mindestens 1 Jahr

des regelmäßigen Vorbereitungsdienstes tatsächlich abgeleistet
hatten oder unmittelbar vor ihrer Berufung in das Beamtenverhält¬

nis gegen Entgelt im öffentlichen Dienst vollbeschäftigt waren

und dieses Beschäftigungsverhältnis nur im Zusammenhang mit der
Übernahme als Beamtenanwärter gelöst wurde . Sonst erhielten le¬

dige Angehörige nur dann den vollen UnterhaltsZuschuß weiterbe-

Zahlt , wenn sie im eigenen Hausstand aus gesetzlicher oder sitt-

. lieber Verpflichtung Angehörigen Wohnung und Unterhalt gewährten.
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Alle übrigen ledigen Beamtenanwärter ernieiten nach der Verordnung
an Stelle des vollen Unterhalts Zuschusses einen Pauschalbetrag
von 2ü HM monatlich , der nicht dem Abzug des Ausgleichsbetrages
unterlag.

Ferner sah der Erlaß vor daß Beamtenanwärter , die wegen
ihrer Kriegsdienstleistung die für die Ernennung zum außerplan¬
mäßigen Beamten vorgeschriebene Prüfung nicht ablegen konnten,
nach Ablauf der vorgeschrieterea - gegebenenfalls allgemein abge¬
kürzten ' Vorbereitungsdienstzeit UnterhaltsZuschüsse in Höhe der
Diäten erhielten.

Hach erner Verordnung zum Sinaatzwehrmachtsgebührnisgesetz
war den zum Wehrdienst Eingerückten die Möglichkeit gegeben , die
ihren militärischen Dienstgrad entsprechende Kriegsbesoldung in
Anspruch zu nehmen . Von dieser Möglichkeit wurde dann Gebrauch ge¬
macht , wenn der Bezug aus dem zivilen Dienstverhältnis während der

militärischen Dienstleistung entweder eingestellt oder geringer
war , als die Kriegsbesoldung . Damit aber den bei einer Pensionskaste
versicherten Bediensteten die Zeit , in der sie Knegabesoidung be¬
zogen ., nicht für die
aufgefordert , die Pen
Kriegsbesoidung weite
beitrage entrichtete

PensIonsBemessung verloren ginge , wurden sie
.sionsbeiträge in der früheren Höhe aus ihrer
rzubeahlen . Die entsprechenden Dienetgeber-
weiter die Gemeinde.

Nach dem gemeinsamen Erlaß des Innen - und .Finanzministers
',r * 3 . April j-941 , wurden auch den vor dem 26 . August 1939 zum
aktiven Wehrdienst Eingerückten und dadurch nach den damaligen
Bestimmungen aus dem Dienst geschiedenen Vertragsbediensteten
die Dienstbezüge im gleichen Ausmaß wie den nach Kriegsausbruch
hingerückten weiterhezahlt , wenn der Vertragsbedienstete nach ✓
Beendigung des Wehrdienstes wieder in den Qeroeindedienst treten
wo Ute.

Km Gesetz zur Änd ei ung iz-.id Ergänzung des Eins at a für s or ’ge -
und Versurgungsgese xzt a bestimmte , daß auf die Hinterbliebenen
ei .nee im Krieg gefallenen Beamten die UnfailfürsorgevoxSchriften
‘.lec De ata ohen Beamtengesetr .es nugew endet werden sollten.

Schwerkriegsbeschädigte und schwerunfallverletzte Beamte

Angestellte und Arbeiter erhielten Zusatzurlaub . Dieser betrug
bei einer um mindestens 50 ^ eingeschränkten Erwerbsfähigkett bis
7 Tage ohne besonderes ärztliches Zeugnis . Auf Grund eines ärzt¬
lichen Zeugnisses kennte auch ein höherer Urlaub gewährt werden.



491  -

Kriegsbeschädigte mit mindestens 40 jL  Erwerbsminderung erhielten
Zusatzurlaub nur mit einem amtsärztlichen Zeugnis.

Nachdem schon am 10 . -Jänner 1941 durch Verfüg '!mg des
Reichstreuhänders für den öffentlichen Dienst die Erholung » zeit
für die Vertragsangestellten , und . Arbeiter - geregelt worden war,
folgte eine ähnliche Regelung mit Erlaß des Innenministerium*
vom 13 » August 194 .1 auch für die Beamten . Darnach war unmittel¬
bar nach der Entlassung aus dein Wehrdienst oder dem Reichsarbeita -
dienst Bediensteten eine Erholungszeit von 14 Kalendertagen ohne
Anrechnung auf den Erholungsurlaub . zu gewähren

Sogenannten Arbeitsurlaubern , d . w. Soldaten , die für den
Einsatz in der Verwaltung , im Verkehr oder in der KriegswirtSchaft
vom Wehrdienst beurlaubt werden waren , war keine Erholungszeit,
sondern nur der der Zivildiem tleistung entsprechende Teil des
Erholungsurlaubes zu gewähren«

Ähnliches galt nach einer mindestens 3 monaKigeh .Dienst¬
leistung außerhalb des ständigen Wohnsitzes im Luftschutsdienst 5
Sicherheitshilfsdienst oder langfristigen Notdienst.

Das 2 . Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Einsatzfür-
sorge - und Versorgungsgesetzes vom 7 , Mai 1942 dehnte die Begün¬
stigungen der Unfallfürsorgevorschriften aes deutschen Beamtenge¬
setzes auch auf die Feststellung des Ruhegenuaaea eines Kriegsbe¬
schädigten Beamten aus . Bis dahin waren sie nur bei der Feststel¬
lung der Versorgungsbezüge der Hinterbliebenen eines Beamten anza
wenden gewesen » d er als Soldat oder Wehrmachtsbeamtei gefallen oder
an den Folgen einer Verwundung oder eines während , des bes >aderen
Einsatzes erlittene ^ und als Wehrdienst Beschädigung anerkannten
Unfalles gestorben war . Ein Beamter , der infolge einer als Soldat
oder Wehrmachtbeamter erlittenen 'Verwundung oder infolge eines als
Beschädigung bei besonderem Einsatz anerkannten Unfalles dauernd

dienstunfähig wurde , erhielt demnach mindestens einen 3h$iegennss
im Ausmaß von 66 2/3 i»  der für die RuhegehjiBbemesaunte anrechen¬
baren Bienstbezüge . Hätte der Ruhegenuß ohne die begünstigte Be¬
rechnung 47 ^ oder mehr der für die RuhegenußBemessung anrechenbaren
Bezüge betragen ;) so war er um 20 a/>  dieser Bezüge zu erhöhen jedoch
nicht über 80 i»  der für die Ruhegenußbemeaaung anrechenbaren Dienst-
bezüge.

Durch das 3 » Gesetz zur Änderung des deutschen Beat , tenge-
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sots @8 ’?om 21 * Oktober 1941 ., waren die .für den RuhegenuS anrechen¬
baren Dienstbezüge für den Verletaten nicht die tatsächlich m-
letsu bezogenen Dienstbezüge sondern bei einen Beamten auf Lebens-
seife der Gehalt , den er bis zur Vollendung des 65 Lebensjahres
ln seiner Besoldungsgruppe fcfcfcte erreichen können bei Beesten auf

Widerruf das Mittel , aus den Anfangs und Endbezügen der Besoldung^
gruppe ln der der Beamte nach den . bestandenen Grundsätzen zuerst
angestellt werden konnte . Auch das Witwengeld und die Waisenver¬
sorgung eines Kriegsbeschädigten oder im Erleg Gefallenen war au©
dem erhöhten RuhegenuÖ zu berechnen 9 und zwar auch dann ., wenn die¬
ser im Zeitpunkt des Ablebens noch , nicht zuerkannt war.

Daneben gebührten noch die im Wehrmacht s für sorge - und
Versorgungsgesetz und die im Emsat zfürsorgeversorgungsgeset « vor¬
gesehenen Leistungen.

Mit Wirkung vom L August 1942 wurde die Fortzahlung der
Dienstbezüge der zum Wehrdienst eingerückten Bediensteten neu ge¬
regelt * Nunmehr erhielten nach dem 31 » Juli 1942 zum Wehrdienst
eingerückte unverheiratete Bedienstete , die noch kein Jahr im

öffentlichen Dienst beschäftigt waren die Weiterzahlung nur durch
soviel © Monate > als sie im öffentlichen Dienst verwendet wordeB.
waren*

Mit Rundschreiben vom 51 » Oktober 194t mrden di # M
Stimmungen über , den kurzfristigen Wehrdienst bei der Luftwaffe
bekanntgegeben.

Gemäß § 1 der Verordnung über kurzfristigen Wehrdienst
i @i der Luftwaffe konnten Wehrpflichtige für wiederholte ürnbö

rufungen zu kurzfristigem Wehrdienst bei der Luftwaffe heränge
sogen werden.

Soweit die Wehrdienstleistung nicht länger als 3 Tag#
gedauert hat , war das Entgelt weiterzuzahlen , bei längerer Dauet»
waren die allgemein für die Einberufung zum Wehrdiens gehörenden
Bestimmungen anzuwenden ..

Ein Erlaß des Oberkommandos der Wehrmacht , regelte die
Gebühren für vermißte WehrmachtsangehörigeBis dahin erhielten
die Angehörigen von Vermißten Zulagen in der Höhe der Hinterblie
benenbezüge , nunmehr sollten die Angehörigen vermißter Wehrmächte-
angehöriger die Bezüge in gleicher Höhe erhalten , wie wenn diese
nicht vermißt wären . Diese Bestimmung wurde unter dem Emdrvo .k
der Kapitulation der Stalingrad - Armee getroffen.
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Mit Brl &i vom 13 . Juni 1944 w *rd # die Regelung der Ver-
miSteag ^bührniss ® auch auf Bedienstete ausgedehnt , di © nach
Luftangriffen vermißt wurden.

Ebenso f?i @ di « Freizeit nach dem Luft schutsdienet eia»
geschränkt worden war , wurde auch den zum kurzfristigen Wehr -
dienst ( Beimatflak ) eingesetzten Bediensteten ein ® Erholung ©-
zeit ( 6 Stunden ) vom Ende des Wehrdienstes big zur Wiederamf «
nähme de ® Bienst ©® oder der Arbeit nur gewährt » wenn damit eine
erheblich ® Beanspruchung verbunden war.

Mit 1 . Jänner 1S45 trat die Neufassung des Eineatswehr«
machtgebührnisgesetEos und seiner Durchführungsbestimmungen .ist
Kraft « Die Änderungen betrafen vor allem den sogenannten Au§ «
gleiehsbetrag » der von den weiterbezahlten Dienstbesügea absusis-
hen war , sowie die Auswirkung der Kriegsbesoldung auf Ihihebesüg®
aus einem öffentlichen Dienstverhältnis«

Mit Erlaß vom 17 . März 1942 wurde im Hinblick auf di @ an¬
gespannt ® Ersatzlage angeordnet , daß Vorsprachen bei Wehrersatz¬
dienste teilen wegen Enthebung vom Dienst ( Uk- Stellttng $ odsr %!tt-
rücketellung von Bediensteten der Abteilung A- 17 bekanntxugebesi
waren , die alle Uk««?khf £Xiägenheit #n der städtischen Bedienstetem
zentral behandelt ®. Diese Abteilung hatte su überprüfen » ob di#
beabsichtigte Vorsprache mit den maßgebenden Grundsätzen
bart mwdm  könnt ®.

öroB war die Zahl von Erlässen und Vorschrift ®» über dos.
Luftschutzdienst . Im September 1943 wurde auf Anordnung &®r Luft*
sohutabihörds ein durchgehender Luftschut *di ®n ®t ln den atä &ti-
aeh @s Ämtern und Betrieben elngeftihrt . Dies macht ® selbst wieder
eine Reiht von neuen Vorschriften über die Tauglichkeit und Bö«
freiung der Verpflichteten , über die Bauer und di ® Pausen , über
die Entfernung vom Dienste , über Vergütung taft di £J Steuerfreiheit
dieser Vergütungen u . a . notwendig . Späterhin wurden di ® Bestim»
muagen über den Luftsohutzdienet ins ©ferne verschärft » 6m,B  nun

auch weibliche Bedienstete mit 1 oder 2 Kindern unter 14- Jahr «®
bi ® su 4 mal im Monat zum Lufteehutzdienat hejÄngezogen werden
konnten , Freizeit mrde nur dann gewährt , wenn während des Be¬
reitschaftsdienst ein mit erheblicher Beanspruchung verbundener -
Einsatz stattgefunden hatt . Nicht Immer einfach war eg?9 wenn
Bedienstete sowohl im Luftschutzdienst als auch bei Betreuung ®-
odtr ßbdachloscasammelsteilen eingeteilt waren . Sie mußten im
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ihrem Dienstbereich zunächst für den Luftschutz zur Verfügung
Stehen * viurden aber , wenn in ihrem Bereich keine Schäden ent¬
standen waren » in Schadensgebiete zu anderen Einsätzen entsendet.

Die übermäßige Beanspruchung im normalen Dienst , zu
der noch die Einsätze für verschiedene andere Verwendungen kamen»
bewirkten eine ständige Zunahme der Krankheitsabsenzen » von den
Ministerien bis herab zu den untersten Verwaltungsstellen wurde
ein förmlicher Kampf gegen ungerechtfertigte Krankmeldungen ge¬
führt , aber was immer in dieser Beziehung unternommen wurde , das
schließliche Ende des nationalsozialistischen Regimes konnte
auch damit nicht mehr abgewendet werden,
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